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Statistisches Bundesamt

Das Statistische Bundesamt begrüßt und unterstützt den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Hochbaustatistikgesetzes. Die Novellierung des HBauStatG ist für die amtliche Bautätig-
keitsstatistik von enorm hoher Relevanz, da es neben der Schließung von Datenlücken auch um eine
fundamentale Modernisierung der Statistikproduktion geht. Insbesondere die Formulierung zur Aus-
kunftspflicht muss präzisiert werden. Heute sind neben den Bauaufsichtsbehörden gleichrangig
auch andere berichtspflichtige Stellen benannt, z. B. Bauherren oder Gemeinden. Dadurch können
die Beteiligten nicht wissen, ob die Auskunftspflicht bereits von anderer Seite erfüllt wurde bzw. von
wem die Auskunft eingefordert werden kann. Dieser Missstand ist in der neuen Formulierung beho-
ben. Mit diesem Gesetz müssen zuerst die Bauaufsichtsbehörden alle ihnen vorliegenden Informati-
onen an das Statistische Landesamt übermitteln. Für eine belastungsarme Datengewinnung dürfen
sie auch ihre Antragsformulare um Statistikmerkmale erweitern, wenn diese nicht ohnehin schon in
der Baubeschreibung, den Flächenberechnungen oder anderen einzureichenden Anlagen enthalten
sind. Nur wenn aufgrund fehlender technischer Voraussetzungen noch Angaben fehlen, sollen diese
durch das Statistische Landesamt direkt vom Bauherrn eingeholt werden. Dadurch kann sicherge-
stellt werden, dass keine Angaben doppelt gemacht werden müssen. Wenn der Bauaufsicht bekannt
ist, welche Baustoffe verwendet werden, muss der Bauherr dies gegenüber der Statistik nicht noch
einmal beantworten.

Durch diesen Fokus auf das Once-Only-Prinzip kann so viel Belastung reduziert werden, dass trotz
der Integration neuer Merkmalsgruppen eine Entlastung bei den Auskunftgebenden entsteht. Digi-
tale Datenflüsse und das Once-Only-Prinzip stärken die Akzeptanz dieser Statistik. Dies alleine hat
schon positive Auswirkungen auf die Ergebnisqualität. Mit der rechtsicheren Festlegung des Be-
richtskreises und der digitalen Übermittlung von Verwaltungsdaten werden darüber hinaus die Perio-
denzuordnung und die Genauigkeit der Ergebnisse verbessert.
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Statistisches Bundesamt

Bei den neu aufgenommenen Merkmalen wurde immer zuerst die Verfügbarkeit in den Verwaltungs-
daten geprüft. Abgesehen vom sozialen Wohnungsbau (dessen Datenbedarf breit bestätigt wurde)
soll nichts neu aufgenommen werden, was der Bauaufsicht nicht vorliegt. Weitere Entlastung wäre
nur noch mit einem Gebäude- und Wohnungsregister denkbar, aus dem auch Bestandsinformatio-
nen abgerufen oder weitere Datenquellen in die Statistik einbezogen werden könnten.

Auch ohne die Identifikatoren in einem zentralen Register schafft dieses Gesetz bessere Zusammen-
führungsmöglichkeiten für Zwecke der Qualitätssicherung. In Verbindung mit den neu zu erfassen-
den Lagemerkmalen (Geokoordinate und Flurstück) können die Statistikdaten mit anderen Daten-
quellen abgleichen und dadurch die Ergebnisqualität weiter gesteigert werden. Die Postadresse hat
sich hierfür als nicht ausreichend erweisen, da sie bei Neubauprojekten teilweise erst spät zugewie-
sen wird.

Der Bundesrat begrüßt dieses Gesetz, äußert allerdings Zweifel an der Umsetzbarkeit. Unter ande-
rem wird gefordert, den aktuellen Stand der Digitalisierung in den Bauaufsichtsbehörden anzuerken-
nen. Relevant für die Umsetzung dieses Gesetzes ist aber der Digitalisierungsgrad im ersten Quartal
2026. Erst dann ist für die neuen Konjunkturstatistiken die Ergebnisaufbereitung geplant. Das ge-
samte Kalenderjahr 2025 ist für den Aufbau der Datenflüsse vorgesehen. Die aktuelle XBau Version
2.4 enthält bereits alle notwendigen Merkmale. Mit einer verbindlichen Rechtsgrundlage in Kraft ist
es möglich, ausreichend viele Datenflüsse für das gewünschte Indikatorensystem zu etablieren.
Deutschland kann 2026 in der Lage sein, die in unteren Bauaufsichtsbehörden vorliegenden Verwal-
tungsdaten in ausreichendem Umfang für statistische Auswertungen zu nutzen. Damit können wich-
tige Erkenntnislücken geschlossen werden.

Dieses Gesetz hatte einen langen Vorlauf: Die Deutsche Bundesbank fordert seit 2017 eine Konjunk-
turstatistik zu Baubeginnen. 2019 wurde vom Statistischen Bundesamt eine Machbarkeitsstudie an-
gefertigt, in der die grundsätzliche Datenverfügbarkeit bestätigt und mit einer nationalen Nutzerkon-
sultation der Datenbedarf dokumentiert wurde. 2022 wurde mit den statistischen Ämtern der Länder
eine bundesweite Testerhebung durchgeführt, bei der alle notwendigen IT-Anpassungen umgesetzt
und die Durchführbarkeit bestätigt werden konnten. Selbst auf freiwilliger Basis hat jede vierte Bau-
aufsichtsbehörde mitgemacht und eingegangene Baubeginnanzeigen der Statistik gemeldet. Für
eine hochaggregierte Minimalversion des ab 2026 geplanten Indikatorensystems könnte diese Da-
tengrundlage schon ausreichen. Wenn die Digitalisierung wie geplant voranschreitet wird auch die
gewünschte fachliche und regionale Gliederung möglich sein.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Carsten Schumann
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